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MMm TM
Aufnahme va« Büro-

uud Berwaltuugsauwärter »
Me bereits unterm 2 . Dezember 1930 dekanntgegeben

worden ist. können im Rechnungsjahr 1931 für den Ge¬
schäftsbereich des Ministeriums des Innern mangels Be¬
darfs weder Anwärter für de» einfachen, noch solche für
den gehobenen mfttleren Dienst ausgenommen werden.

Die Einreichung von Bewerbungsgesuchen für diese
Laufbahnen erübrigt sich deshalb .

Me Lase dev Vvrvateiseubahtten
ttr Baden

Eine Rtgitrungsdtnkschrift
Das badische Staatsministerium hat die seinerzeit dem

Landtag in Aussicht gestellte Denkschrift über di« Lage der
Privatbahnen in Baden jetzt dem Landtag vorgelegt.

Die ziemlich umfangreiche Denkschrift behandelt in ihrem
ersten Teil die technische und wirtschaftlicheEinrichtung der ba¬
dischen Privatbahnen überhaupt , woraus zu ersehen ist, datzdie 17 Privatbahnftrecken in Baden etwas über 500 Kilometer
umfassen. Die Denkschrift sagt, datz sich die Art der Verwal¬
tung der Bahnen durch das Personal der Reichsbahn sehr gut
bewährt habe. Gerade in letzter Zeit sei in Württemberg eine
Neuregelung erfolgt, die ungefähr der badischen entspreche , wo .
nach die Reichsbahndirektion mit der Aufsichtsführung über die
Privatnebenbahnen betraut werden soll . Erwogen könne wer-
den, ob auch die von der Waffer - und Strahenbaudirektion jetzt
noch beaufsichtigten Straßen - und Brrsbahne « in Baden eben-
5
allS der Aufsichtsführung durch die Reichsbahndirektion im
luftrag des Landes anzugliedern wäre . Dagegen spreche je¬

doch der Umstand, datz es erwünscht sei, datz das Land selbst ,wenigstens noch in gewissem Umfange, die Selbständigkeit in
der Beaufsichtigung der Bahnen des nicht allgemeinen Ver-
kehrs beibehalte.

Die Denkschrift gibi ui ausführlichem Zahlenmaterial An¬
gaben über das Anlagekapital der einzelnen Privatbahnstrek -
ken. und erörtert , in welcher Weise die durch die Inflation .
BerkehrSrückgaug und andere Einwirkungen stark in Mitlei¬
denschaft gezogene Privatbahngesellschaften durch den badischen
Staat gestützt worden sind . Im Benehmen mit dem Reichsbe-
bollmächtigten für Privatbahnaufsicht in Karlsruhe hat das
Finanzministerium sich bei der Notlage der meisten Privateisen¬
bahnen veranlatzt gesehen, auf schonliche Aufsichtsführung be-
dacht zu sein . Oberste Richtlinie für die Aufsichtsführung war
die Erhaltung der Betriebssicherheit. Es war beispielsweise
die Frage zu erörtern , ob die in den Genehmigungsurkunden
vorgesehene Sicherheitsleistung , die überall noch auf Papier »
matt lautet , nunmehr der neuen Währung anzupassen sei.
Man hat davon abgesehen, eine dahingehende Anordnung zu
treffen . Auf Grund der Erfahrungen der letzten Jahre ist
sogar der Standpunkt berechtigt, datz auf die Forderung
einer Sicherheitsleistung bei denjenigen Unternehmungen ,deren Aktienmehrheit sich in öffentlicher Hand befindet, ver¬
zichtet werden kann.

Der zweite Teil der Regierungsdenkschrift behandelt einge¬
hend die Einrichtung staatlicher Kraftwagenlintrn in Baden
und den Einfluß dieser Linien auf den Verkehr der Privat -
eisenbahnen und im Anschluß daran den Wettbewerb der Ver¬
kehrsunternehmungen an sich . Von besonderem Interesse ist
hierbei, was die Denkschrift über die verpatzten Gelegenheiten
der Reichsbahndirektion Karlsruhe sagt. Sie gibt der Mei¬
nung Ausdruck , die Reichsbahndirektion Karlsruhe habe wohl
in den letzten Jahren auch erkannt , datz sie eines erheblichen
Teils des Abwehrkampfes gegen Kraftwagenlinien enthoben
wäre , wenn sie im Jahre 1820 dem Angebot der badischen Re¬
gierung entsprechend , da» damalige staatliche Krastwagenlinien -
netz auf Grund des Eisenbahnstaatsvertrages mit übernommen
und in der Folgezeit ausgebaut hätte . Die Privatbahnen
mutzten sich, so fährt die Denkschrift fort, allerdings der Tat -
jache bewußt bleiben, datz die Einricht««, von » rastwa, ««-
liuita fast durchwe, wirtschaftlich uubefriedigt ist, wenn genau
ger« hnet wird. Die Einrichtung der Krastwagenlinien bei
den Nebenbahnen erfolgt deshalb in der Hauptsache nach dem
Grundsatz vom kleineren Übel, damit der gefährdete Verkehr,
wenn nicht für die Schiene, so doch für das Bahnunternehmen
gerettet wird. Immerhin birgt die Zusammenfassung von
Kraftwagen und Rebenbahn die Möglichkeit , durch Einsparung
von weniger belasteten Zügen auch Ersparnisse zu machen .

Im folgenden enthält die Denkschrift eine Darstellung über
den Wettbewerb, den die einzelnen Privatbahnen durch die ge-
nannten Kraftsahrlinieu auszuhaltep haben, und erörtert die
Wege , welche Mittel zur Abwehr des Wettbewerbs des Kraft¬
wagens bei den Rebenvahnen empfohlen werden können. Die
RegierungSdenkschrif! betont hierbei, datz in erster Linie eine
Ratioualisier «», tu der « erwalt »», , der Privatbahnen not-
wendig sei. Die 588 Kilometer dad. Privateisenbahnen lagen
i» der Berwaltung von sechs verschiedene « Bahnuntrrneh « »»-
»m . Es läge nahe, datz eine Znsammenlr, «», verschiedener
dieser Betriebe noch erhebliche Ersparnisse bringe» mieten .
Der Staat selbst könne als Bahnuaternehmer nicht mehr m

» ge kommen .
Die Denkschrift betont am Schlutz . es sei verfrüht , zu er-
ieen . datz für die Privateisenbahnen das Ende der DasemS-
rechtigung gekommen wäre . Das Finanzministerium stehe
if dem Standpunkt , datz die wettere Erhaltnn , der Prwat -
seubahne « mit allen Mittel « «nznstreben ist, nxBei aller -
ngs in vollem Matze auf die Mithilfe der nächstinteressierten
emeinden und Kreisen abgehoben werden müsse . Das ,ti -

Letzte Nachrichten
« abiuettsstMma über die Sstbili «
Verständigung zwischen dem Reich und Preuhen

« R« . Berlin . 14. Febr. <Pri ».-Tel >. Das Nrichska -
b i « « t t hat in seiner heutige« Sitzung die gegen 2 Uhr z«
Ende ging, die drei Grsetzrntwürfr über die Ost¬
hilfe verabschiedet . ES soll gelungen fei», eine all¬
gemeine und vollständige Übereinstimmung
herbeiznführen. «nd zwor ans einer Grnndlagr , die aus nach¬
stehenden bereit» vorher eingegangrne« Mitteilungen ersicht¬
lich ist.

Vorher fand in der Reichskanzlei noch einmal eine Bespre¬
chung zwischen den beteiligten Stellen des Reiches und Pre «.
ßen» und führenden Vertretern der Landwirtschaft statt . ES
handelte sich um die Festlegung der letzten Formulierungenin den Punkten , in denen gestern abend eine Verständigung
erzielt worden ist. Dabei war z. B. offen geblieben, ob eine
behördliche Einschaltung in die Organisation der Haftung »»
verbände erfolgen soll. Da die Kabinettssitzung zu der ange-
setzten Zeit begann, nimmt man in politischen Kreisen an ,
datz die voraufgegangene Ressortbesprechung auch zur Ver¬
ständigung über solche Detailfragen geführt hat.

Bei den Verhandlungen am Freitag zwischen dem Reichund Preutzen ist es gelungen, auch über den letzten
strittigen Punkt des Osthilfegesetzes , die Frage der Haftpflicht¬verbände. eine Einigung herbeizuführen. Danach werden die
Haftpflichtverbände fakultativ eingeführt. Über die Bildungder Verbände beschlietzen die Landwirtschaftskammern. Nach
Auffassung unterrichteter Kreise bedeutet das. datz die Haft¬
pflichtverbände wahrscheinlich überall gebildet werden, da di«
Vertreter der Landwirtschaft die Haftpflichtverbände allgemein
gefordert haben. Die Gesetzentwürfe kommen nun heute vor
daS Reichskabinett.

ReirhSeinnahmen und -auSsabe«
883 Millionen Reichsmark Fehlbetrag April-Dezemberim Ordinarium

WTB . Berlin , 14. Febr. (Tel .) . Nach Mitteilung des Reichs¬
finanzministeriums betrugen im Dezember 1938 (alles in
Millionen Reichsmark) im ordentlichen Haushalt die Einnah¬men 658,6 und für die Zeit vom 1. April bis Ende Dezember
7712,4, während sich die Ausgaben auf 1003,7 bzw . 8580,1
stellten, so datz sich für den Dez. eine Mehrausgabe von 853,1
und für die Zeit seit Beginn des Rechnungsjahres bis Ende
Dezember eine Mehrausgabe vou 867,7 ergibt . Im außer ,
ordentliche» Haushalt ergibt sich vom 1 . April bis Ende De¬
zember eine Mehreinnahme von 464,8 .

Der Abschluß stellt sich wie folgt:
Für den ordentlichen HauShalt ergibt sich unter Berücksich¬

tigung des Fehlbetrages aus den Borjahren von 465,0 nach
Abzug der außerordentlichen Tilgung der schwebenden Schuldin Hohe von 450,0 bei der erwähnten Mehrausgabe aus den
Monaten April bis Dezember 1830 von 867,7 ein Fehlbetrag
Ende Dezember von 882,7. Für den außerorbentlicheu Haus¬
halt stellt sich der Fehlbetrag auf 1188,5 gegen 812,7 Ende
November 1830.

Der Saffe»s»übesta»d am 31. Dezember 1838 betrug 1716,8 ,wovon 1560,8 verwendet worden find, so datz ein Restbestand
bei der Reichshauptkafse und den Auhenkasien von 156,0 vor¬
handen war gegen 371,8 Ende November 1830. Die schwe¬
bende Schuld hat sich von 1727,2 Ende November 1830 auf
1735,6 Ende Dezember 1330 erhöht.

GundhiS Bedinsunsen
WTB . « llahabad, 14. Febr. (Tel .) Der Arbeitsausschuß

des Kongresses erörterte heute einen von Gandhi vorbereiteten
ResolntionSentwurf, in dem die Bedingungen dargelegt wer¬
den, unter denen der Kongreß zur Aufgabe seiner regierungs¬
feindlichen Haltung sowie zur weiteren Ausarbeitung der Er¬
gebnisse der Rundtischkonferenz bereit sein würde . Wie es
heitzt, wird gefordert: Allgemeine Amnestie für politische Ge¬
fangene. unverzügliches Aufhören jeder Unterdrückung. Unter¬
suchung des Verhaltens der Polizei gelegentlich der letzten
Zwischenfälle . Freiheit, diejenigen Läden, welche alkoholische
Getränke und ausländische Stoffe verkaufen, durch das Auf¬
stellen von Posten am Verkauf zu verhindern , ferner Rück¬
gabe des beschlagnahmten Eigentum» und Wiedereinstellung
aus politischen Gründen entlaffener oder sonstwie gematzregel»
ter Beamter . _

« tgtArevoluti»» in Pa «M«ia
WTB . New York, 14 . Febr. (Tel. ) Nach einer Meldung

aus Panama ist in der Provinz Ehtriqni eine Revolntio» ge »
-gege« di« im Januar gebildeteneueRegierung ausgebrochcu. Die
Rationalpolizei der Stadt Panama ist in Alarmbereitschaft
versetzt worden. _

DaS Frauenstimmrecht in Frankreich gefordert. In der
französischen Kammer haben Abgeordnete eine Entschließung
eingebracht, die die Regierung auffordert , «inen Gesetzentwurf
vorzulegen, der den Frauen das Stimmrecht bei allen all¬
gemeinen Wahlen verleiht.

nanzministerium ist der Meinung , daß nach Überwindung der
Krise und nach verbesserter reichsgesetzlicher Regelung des Ver¬
hältnisses des Kraftwagens zur Schienenbahn es auch den bad.
Privateisenbahnen wieder möglich sein wird, wenn auch mit
bescheidenem Erfolg , so doch unter Wahrung der Wirtschaft¬
lichkeit ihre Aufgaben auf dem Gebiet« der öffentlichen Ver¬
kehrsbedienung zu erfüllen.

*3 «* politischen Lase
Die Arbeiten im Reichstag

haben nach dem Ausscheiden der Rechtsopposition einen
ruhigen und glatten Verlauf genommen. Man rechnet
infolgedessen damit , die parlamentarischen Aufgaben recht-
zeitig erledigen zu können. Im Haushaltsausschuß des
Reichstags wurde die Beratung des Etats des Reichs-

i finanzministeriums fortgeführt . In einer der Sitzungen
gab der Reichsfinanzminister die Erklärung ab, daß eine
weitere Kürzung der Beamtengehälter nicht geplant sei .

Der Exodus der Nationalsozialisten und Deuffchnatio-
»alen wird von der Presse der Rechten sehr verschieden be-
urteilt . Natürlich stimmt die nationalsozialistische Presseden Argumenten ihrer Fraktion zu . Aber sogar in dem
offiziellen Aufruf , mit welchem sich die Fraktion „der-
abschiedet" hat, wird zum Schlich die Möglichkeit ange -
deutet , daß die Nationalsozialisten im Reichstag wieder
erscheinen könnten , wenn eine ganz besonders wichtige An -
gelegenheit ihre Anwesenheit erfordere. Von agrarischer
Seite ist der Auszug sehr bedauert worden. Man fühlt
sich isoliert und geschwächt . Man ist jetzt ganz und gar
auf den guten Willen der Reichsregierung und der Reichs-
tagsmehrheit angewiesen .

Zu beachten ist der Umstand, daß jetzt nach dem Exodus
der Rechtsopposition Sozialdemokraten und Kommunisten
ziffernmäßig in der Lage sind , die bürgerlichen Parteien
zu überstimmen . Im Straftechtsausschuß ist das dieser
Tage bereits — allerdings bei ganz geringfügigen An-
lässen — geschehen. Fürsorglich hat sich Reichskanzlervr . Brüning mit der Sozialdemokratie ins Benehmen ge-
setzt, um gerade über diese Puntte mit ihr zu sprechen.Wie gemeldet wird, haben die Führer der Fraktion er-
klärt, daß sie nicht daran dächten , ihre bisherige Linie der
Unterstützung des Kabinetts zu verlassen. Daß die So -
zialdemokratie weiterhin gewillt ist , auf das Kabinett
Rücksicht zu nehmen , geht auch aus dem Verhalten Preu -
ßens hervor , dessen Regierung jetzt in dem Konflitt be-
züglich der Durchführung des Osthilseprogramms nach,
gegeben hat.

Wie angekündigt wird, sollen die 107 Abgeordneten der
nationalsozialistischen Fraktion während ihrer Abwesen-
heit vom Parlament ganz und gar in den Dienst der Agi -
tatio » im Lande gestellt werden. Wenn die Tonart dieser
Agftation auch nur einigermaßen der Tonart der letzten
Reichstagsrede des Abgeordneten Frank II entsprechen
sollte , wird man sich auf sehr schwere Angriffe gefaßt
machen müssen. Inzwischen haben in Berlin Haus -
suchungen stattgefunden , die den Nachweis einer Unter-
stützung politischer Verbrecher durch die Nationalsozialisti -
sche Partei erbringen sollen.

Französische Presse und außenpolitische Debatte
Ein Teil der Pariser Presse hat unter Führung des

„Temps " die Rede des Reichsaußenministers vr . Curtius
in einer Art kommentiert , die Befremden erregen muß.Curtius hatte sich in seiner Rede einer durchaus ruhigen,
höflichen und angemessenen Ausdruckswerse befleißigt .
Daß er die außenpolitischen Forderungen Deutschlands,die ja nicht nur die Forderungen einer Regierung und
einer Partei , sondern die Forderungen des ganze« Volkes
sind, dabei mit nachhaltigem Ernst vorgetragen hat. war
doch eine Selbstverständlichkeit . Und es ist eine tadelns -
werte Polernik , wenn jetzt jene Pariser Blätter so tun , als
ob Curtius mit seinen Forderungen sich zum Handlanger
des extremen deutschen Nationalismus hergegeben habe .

So liegen die Dinge nicht ! I » diese« Lebensftagrn
unserrr u>tu givt es gottlob keinen Unterschied zwischen
de« Anschauungen eines Sozialdemokraten und eines
Mannes der äußersten Rechten. Und, wenn auch in der
rechtsradikalen Presse der Anschein erweckt wird, als ob
es hier Differenzen gebe, dann ist das ebenfalls ein Aus¬
wuchs der Polemik und kann höchstens durch Differenzen
in bezug auf Tonatt und Tempo erklätt werden — den
Tatsachen aber entspricht es nicht . Wir habe » schon neu¬
lich darauf hingewiesen , daß sich die deuffche ReichSregie-
rung und mit ihr der Reichsaußenminister in der sach¬
lichen Vertretung jener außenpolitischen Forderungen auf
den einmütige « Wille » des ganzen Volkes stützen darf.
Und dieser Wille ist noch vorgestern durch den Beschluß
des Reichstages , die Regierung möge zur gegebenen Zeit
die Revision des Aoungplan » herbeiführen, vor aller Welt
manifestiert worden .



Httgttschr Stzarpolftik
Man weiß es längst, daß der Engländer und soiiul. auchder englische Politiker schwierigen Problemen gerne aus

dem Wege geht, ihre Lösung gerne der Entwicklung der
Zeit überläßt und den Dingen gegenüber vor allem Nutze
und Besonnenheit bewahrt, dann aber , wenn er einmal
ein Zupacken für notwendig hält , auch gleich sehr ener¬
gisch zugreift und festhält. Was dieser Tage der britische
Finanzminister Snowden im englischen Unterhaus zur
Frage der Sparpolitik gesagt hat, ist von einer Offen-
Herzigkeit, die nicht gut überboten werden kann, und die
auch noch deshalb besonderes Aufsehen erregen muß) weil
es gerade ein Mitglied der Arbeiterpartei ist, das so ge¬
sprochen hat.

Was hat Snowden gesagt ? Er hat zunächst die wirt¬
schaftliche und finanzielle Lage Englands als sehr ernst
charakterisiert, da die Produktion um 20 Proz . gefallen
sei, und demgemäß auch die Staatseinnahmen kata-
strophale Rückgänge aufzuweisen haben. Es müsse alsoeine Ausgabenbrschränkung versucht werden. Während es
aber bisher immer hieß , daß die Wirtschaft und der Besitz
die notwendigen Opfer zu bringen hätten , betont Snow¬
den jetzt die Notwendigkeit, daß von allen Teilen Opfer
gebracht werden müssen , wenn England die Krisis über¬
stehen wolle . „Parteivorteile aus dieser schweren, natio¬
nalen Krisis heranszuschlagen, wäre der Ruin des Lan¬
des.

"
Snowden hat sich nicht gescheut, im weiteren Verlauf,

seiner Rede ganz offen zu sagen , was er unter diesen Op¬
fern versteht, und von wem er sie erwartet . Er hat näm¬
lich die Feststellung gemacht , daß die durch die Arbeits¬
losigkeit verursachten großen Ausgaben nicht mehr in
demselben Ausmaß fortgesetzt werden können . Eine wei¬
tere steuerliche Belastung der Wirtschaft aber sei ausge¬
schlossen , da sie der Tropfen sein würde , der den Becher
zum Überlaufen bringt . Es sei das einzige Ziel seines
ganzen Lebens als Politiker gewesen, , das Los der arbei¬
tenden Massen zu verbessern . Und dies werde auch wei¬
terhin sein Ziel sein . Wenn er jetzt die zeitweilige Zu¬
rückstellung sozialer Forderungen verlange , ja um Opferbitte, so geschehe dies aus der Überzeugung heraus , daßdies notwendig sei, um überhaupt die Basis der ganzen
Sozialpolitik zu erhalten und künftige Fortschritte nicht
von vornherein auszuschließen. Vom linken Flügel der
Arbeiterpartei ist die Rede Snowdens aufs schärfste kriti¬
siert worden.

Was Snowden gesagt hat , trifft bis aufs i-Tüpfelchen
auch auf die Verhältnisse in Deutschland zu . Nur mit
dem einen Unterschiede , daß Reichskanzler vr . Brüning
jene Erkenntnisse schon vor dreiviertel Jahren ausgespro¬
chen hat . In der Tat ist die Situation bei uns genau so,wie in England : jede weitere steuerliche Belastung muß
auch bei uns den Becher zum Überlaufen bringen . Und,
um die Sozialpolitik überhaupt zu retten , müssen von
denen, die in erster Linie ihre Nutznießer sind, Opfer ge-
fordert werden. An dem Tage , an dem die Reform der
Arbeitslosenversicherung abgeschlossen ist, werden diese
Opfer gebracht sein , und wir werden einem neuen Auf¬
schwung der Wirtschaft und damit einer neuen , vernünf¬
tigeren Sozialpolitik entgegensehen dürfen .

Badischer Landtag
Im Badischen Landtag sind in der verflossenen Woche

wichtige Gesetze angenommen worden. Zunächst ein Ge¬
setz , das die badische Regierung zur Erwerbung der Mehr-
heit der Aktien der Badischen Bank auf dem Wege des
Kredits ermächtigt. Erfreulicherweise ist dieses Gesetz
ohne weitere Debatte einstimmig, also auch mit den Stim¬
men der Nationalsozialisten und Kommunisten, ange¬
nommen worden.

Das zweite Gesetz ist die Novelle zum badischen Be¬
amtengesetz. Diese Novelle stellt im wesentlichen eine
zeitgemäße und den Bestimmungen der Reichsverfassung
sich anpassende Reform des Dienststrafrechtes dar unter
besonderer Berücksichtigung des Verhältnisses der Beam¬
tenschaft zur republikanischen Staatsform . Finanzmini¬
ster Vr. Schmitt hat am Donnerstag zu der Novelle das
Wort ergriffen und ihre Notwendigkeit und Nützlichkeit
nochmals begründet. Er hat den Gesetzentwurfals einen
zweifellosen Fortschritt bezeichnet, zumal er keine Arbeits¬
vermehrung , sondern eine wohlüberlegte Dezentralisie¬
rung mit sich bringe. Die Einrichtung neuer Richterstellen
werde dadurch nicht notwendig. Seine Rede klang aus in
Worte der Anerkennung für unsere badische Beamten¬
schaft, der nochmals bescheinigt wurde, daß sie die stärkste
Stütze des Staates sei. Der Dank, der ihr für ihre freu¬
dige Hingabe an das Staatswohl gebührt , ist nicht nur
ein Dank der Regierung , sondern ein Dank der gesamten
Bevölkerung. Das Parlament hat derade diese Sätze aus
der Rede des Ministers mit lebhaftem Beifall begrüßt.

Daß bfe badische Regierung entschlossen ist, unberech¬
tigte Angriffe von der Beamtenschaft abzuwehrrn, weiß
man von jeher. Auch diesmal hat Finanzminister vr .
Schmitt die Gelegenheit ergriffen , um die Beamtenschaft
in Schutz zu nehmen. Es handelte sich dabei um die Be¬
hauptung eines nationalsozialistischen Agitators , daß in
der Beamtenschaft die Korruption ständig zunehme. Dem¬
gegenüber hat der Finanzminister festgestellt , daß die Zahl
der Disziplinarverfahren sich im Durchschnitt der letzten
sechs Jahre wie 1 : 1000 verhalte , daß also auf 1000 Be¬
amte ein Disziplinarverfahren komme ! Das ist eine
statistische Feststellung, die für sich spricht. Der Finanz¬
minister hat den,gemäß mit vollem Recht und mit einer
Entrüstung , die jeder gerecht Denkende begreifen wird,
den Vorwurf zurnckgewieseu .

Dev rvwtichaftsetai im Reichstag
Berücksichtigungder Länder bei Reichsaufträgen

Im Reichstag wurde am Freitag iviederum in Abwesenheit derNationalsozialisten und der Deutschiutionalcn die zweite Bera¬tung des Wirtschaftsetats fortgesetzt.
Abg. Albrecht von der Deutschen Volkspartei richtete bei Be¬

sprechung der gegenwärtigen schweren Wirtschaftskrise außer¬ordentlich scharfe Angriffe gegen die Nationalsozialistenund den
deutschnationalen Parteiführer Hugcnderg. Er ineinte, die ge¬radezu revolutionäre Einstellung dieser Rechtsparteien sei geeignet ,auch das Verstauen in die ruhige Entwicklung der deutschen Wirt¬schaft zu beeinstächtigen . Der Redner forderte die Wiederher¬stellung

^
der freien Individualwirtschaft und die Aufrechterhal- -

tung de» Prinzips der Meistbegünstigung bei den Handelsver»
stägen .

Abg. Freiherr *. Thiingen von der Landvoltpartci verlangte im
Gegensatz zur Voltspartei eine Abkehr vom MeistbegünstigungS -Prinzip. Er erkannte an, daß für die Landwirtschaft viel geschehensei, aber mit allen diesen Maßnahmen sei die Tatsache nicht auSder Welt geschafft, daß die Landwirtschaft in Deutschland vor demUntergang stehe und in ihren Todeszuckungen ganz naturgemäßjum Radikalismus neige .

Abg. Drewitz von der Wirtschaftspartei erklärte , die hohe Preis¬spanne zwischen Erzeuger und Verbraucher sei zurückzuführen aufdie große Unkostensteigerung für den Zwischenhandel durch die
erhöhten Löhne, Soziallasten und Steuern . Nur durch sparsameWirtschaft könne Wandel geschaffen werden.

Abg. Bausch wandte sich als Vertreter des ChristlichsozialenVolksdienstes gegen die Auffassung , daß die große Arbeitslosig¬keit durch einen allgemeinen Lohnabbau gelindert werden könne.Viel wichtiger sei eine energische Preissenkung. Der grüßteWiderstand dagegen werde aber von den Kartellen und Syndi-katen geleistet, denen die Regierung energischer auf die Fingersehen mühte. Der Redner empfahl eine Entschließung , in dereine Verschärfung der Kartellverordnung verlangt wird .Eine Entschließung in gleichem Sinne begründete auch Abg.Metzer -Berlin für die Staatspartei . Er verlangte im übrigeneine aktive Fortsetzung der Handelsverstagspolitikund namentlichdie baldige Vorlegung des Genfer Wirtschaftsfriedensabkommensund des deutsch-polnischen Handelsvertrages.
Abg. Rauch von der Bayerischen Volkspartei forderte gleich¬mäßige Berücksichtigung aller Länder bei der Vergebung von

Reichsaufstägen und begründete einen entsprechenden Antrag.
Nachdem «Redner der verschiedenen Parteien Einzelforderungendes Handwerks und Gewerbes vertreten hatten, wurde der Etatdes Reichswirtschaftsininisteriumsund desVorläufigen Reichswirt¬schaftsrates in zweiter Lesung bewilligt .

Zur Verschärfung der Kartellverordnung wurde unter Ab¬
lehnung anderer Anträge die vom Abgeordneten Bausch (Christl .-
soz . ) begründete Entschließung angenommen. Angenommen wurde
auch der Anstag Rauch (BVP ) auf gleichmäßige Berücksichtigungder Länder bei der Vergebung von Rrichsaufträgen. Ein Christ¬
lich-sozialer Antrag auf Einführung des Zumischungszwangesfür deutsche Erze bei der Eisen - und Stahlerzeugung wurde dem
Ausschuß überwiesen .

Am heutigen Samstag begann die Sitzung schon um 10 Uhr .
Auf ihrer Tagesordnung steht neben kleineren Vorlagen die
zweite Beratung des Justizetats . Damit verbunden ist auch diedritte Beratung jener Novelle zum Pretzgesetz, die im Zusammen.
Hang mit der Verschärfung der Geschäftsordnung eingebrachtwurde und den Zustand beseitigen will , daß immune Abgeordneteals verantwortliche Redatteure zeichnen.Beim Haushalt des Justizministeriums begrüßt es Abg.Dr. Marum (soz . ) , daß der Fall Bullerjahn jetzt in ein Sta¬
dium gelangt sei, das den Sieg der Gerechtigkeit und die Be¬
freiung Bullerjahns erwarten lasse. Bei den Hochverratsver¬
fahren zeige sich noch immer eine ganz verschiedenartige Be¬
handlung zugunsten der Nationalsozialisten . Der Redner tritt
für einen von den Sozialdemokraten eingebrachten Gesetz¬
entwurf zur Entschädigung der im Wiederaufnahmeverfahren
Freigesprochenen ein.

Abg . Muutau (CS .) beschäftigt sich mit dem Strafvollzug .Bei aller notwendigen Humanität müsse doch der Eindruck
vermieden werden, daß die Gefangenen ein besseres Leben füh¬ren als die Freien (Lärm bei den Kommunisten) . Glauben
Sie , daß jeder Arbeitslose in derselben Weise , wie die Ge¬
fangenen , abends Kakao mit belegten Broten hat ?

- - - - --

Der ReichSminister des Auswärtigen hat einen kurzen Er¬
holungsurlaub angetreten , den er im Harz verbringen wird.

vr . Ludwig Quessel -f . In Darmstadt starb in der vergan¬
genen Nacht der frühere sozialdemokratische Reichstagsabge¬ordnete und Hauptschriftleiter des „Hessischen Volksfreunds ",vr . Ludwig Queffel nach schwerem Leiden im 69. Lebensjahr .Er war Mitglied des Reichstags in den Jahren 1912 bis 1918
und von 192» bis zur Neuwahl im September 1930.

Zusammenstöße in Bonn . Nach Zusammenstößen zwi¬
schen Nationalsozialisten und Kommunisten in Bonn wurde
bei einer Durchsuchung des nationalsozialistischen Parteibüroseine größere Anzahl Waffen gefunden. Verschiedene Personen
wurden festgenommen, da sie im Verdacht stehen , an der ge¬
strigen Schießerei beteiligt gewesen zu sein.

Eine Verhaftung in Innsbruck . Der Führer der Innsbrucker
SA ., Hauptmann a. D . von Maltttz, wurde am Freitag auf
Antrag der Berliner Polizei verhaftet . Er steht unter dem
Verdacht der Borschubleistung in der Sache Schneider-Graf .
Eine Haussuchung bei ihm war ergebnislos .

Annahme großdentfchrr Anträge in Österreich . Im öster¬
reichischen Nationalrat wurde am Freitag ein grotzdeutscher
Antrag auf Angleichung des österreichischen EherechtrS an
das deutsche Eherecht in namentlicher Abstimmung mit 80
Stimmen der Sozialdemokraten und des nationalen Wirt¬
schaftsblockes gegen 79 Sttmmen der Christlichfozialen, de«
Landbundes und des Heimatblockes angenommen. Mit der
gleichen Stimmenverteilung wurde ein Antrag auf Einfüh¬
rung des Reichsbolksschukgesetzes im Burgenland , angenöm-
men.

Die Zahl brr Arbeitslose« i« England betrug am 22 . Fe¬
bruar 2 624 236, d. s. 81 686 mehr als in der vorhergehenden
Woche.

Englische Vorschläge auf Zollhrrabsetzung. Die brstische Re¬
gierung hat entsprechend ihrer Absicht, mit den Regierungen
verschiedener europäischer Staaten Verhandlungen über di«
Herabsetzung der Zolltarife einzuleiten , eine Vorschlagsliste für
Zollhrrabsetzung«« in Brrlln «nterbrritet . Die englischen
Wünsche aus Zollermäßigung beziehen sich vor allem auf Tex¬
tilwaren , doch wird auch noch eine Reihe anderer Waren in der
englischen Zollwunschliste aufgeführt , die in Deutschland aus
England eingesührt werden.

Ablehnung brr englischen Prohibittonsoortage . Im eng-
lisch«« Unterhaus ist «ine Vorlcm«, durch dir der Handel mtt
Spirituosen , verboten werden sollte , mit 187 gegen 18 Stim¬
men abgrlehnt worden.

Badischer Teil -
Vadifchee Landtag

Rechtspflegeausschuß
Der RechtspflegeauSschußbeschäftigte sich in zwei Sitzungenmit dem Gesetzentwurf zur Änderung de« Polizcistrafgesrtz.buche« .
Durch die Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofss über

. das Verbot der nattonalsozialistischen Uniformen würde fest,gestellt , daß insofern eine Lücke im badischen Polizeistrafge-setzbuch enthalten ist, als Anordnungen solcher Art mir füreinen einzelnen Fall als zulässig angesehen werden, nichtaber Anordnungen allgemeiner Art und von längerer Dauer .Diese Lücke will der Gesetzentwurf ausfüllen . Tie vorgese¬hene Regelung begegnet erheblichen Bedenken. Auf der einenSeite wurde von verschiedenen Rednern festgestellt , daß derStaat selbstverständlich durch Polizeierlasse oder Polizeiverord-nungen und deren Durchführung gegen Angriffe staatfeind.Iicher Elemente geschützt werden muß , auf der anderen Seitewurde der Befürchtung Ausdruck gegeben , daß diese Notwen-digkeit zu einer Polizeiwillkür ausarten könnte. Der Aus-
Shuß wird die Beratung am nächsten Donnerstag fortsetzen.nzwischen sollen sich vor allem die Juristen der verschiedenenFraktionen mit den aufgeworfenen Fragen beschäftigen.Ein nationalsozialistischer Antrag , der in Verbindung mitder Heraufsetzung der Ätimmenzahl für ein Abgeordneten.Mandat von 10 000 auf 20 000 die sofortige Auflösung desLandtags fordert , wurde abgelehnt.

Vevbarrd badischer Gemeinde«
Der Verbandsvorstand hielt kürzlich in Karlsruhe eine Sit .zung ab, in der zur Berwaltungsreform folgender Beschlußgefaßt wurde :
Die zur Vereinfachung und Verbilligung der öffentlichenVerwaltung immer wieder geforderte Reform kann nur daringefunden werden, daß : a) unter Beibehaltung der sämtlichenstaatlichen Bezirksbehörden deren Geschäftsführung verein-facht und modernisiert sowie durch stärkere Heranziehung derGemeinden entlastet wird , b ) die höheren Selbstverwaltungs -verbände (Kreise) unter Ausbau ihrer Zuständigkeit derartzusammengelegt werden, daß an Stelle der bisherigen 11künftighin nur noch 4 Kreise (Mannheim , Karlsruhe . Frei -bürg , Konstanz) treten .
Damit soll neben einer Entlastung der Wirtschaft endlicherreicht werden, daß der Finanz - und Lastenausgleich inner¬halb Stadt und Land und innerhalb der einzelnen Landes ,ttile bester als bisher erfolgt. Im Hinblick auf die großeNotlage vieler Landgemeinden, die Steuerfüße von 2,60 bis4 M von 100 M Grundvermögen aufzuweisen haben, ist di«Verwaltungsreform in diesem Sinne möglichst sofort durch-zufuhren . Die Errichtung von Amtskörperschaften würdenur eine wettere Belastung der Wirtschaft durch diese neuenöffentlichen Steuergläubiger bringen und ist daher abzulehnen .-r-ie Verbandsgemeinden sollen ersucht werden, alle auf ein«Preissenkung hinzielenden Maßnahmen zu unterstützenDie zum Entwurf eines Gesetzes über die Feldbereinigun ,gemachten Vorschläge wurden vom Vorstand genehmigt. DieRegierung bzw . der Landtag sollen noch einmal dringend ge¬beten werden, die den Grundstückseigentümern durch die Feld-Vereinigung entstehenden Kosten möglichst niedrig zu halten ,da sonst be» der schlechten Lage der Landwirtschaft die Durch-fuhrung auch noch so dringender Flurbereinigungen nnm -m -lich ist.

Zur Bekämpfung der Brandseuche soll die Regierung ersuchtwerden, dafür einzutreten . daß die Brandstifter mit Zuchthausbestraft und die Urteile zur Abschreckung überall bekanntge-macht werden.
Der Vorstand hält es für dringend notwendig, daß die Bür .grrmeister auch zur Abwandlung der Übertretungen der zurErhaltung der Ordnung und Sicherheit auf den öffentlichenWegen und Plätzen erlassenen polizeilichen Anordnungenüber den Verkehr mit Kraftfahrzeugen für zuständig erklärtwerden, « odann soll aus Gründen der Zweckmäßigkeit der-anlaßt werden, daß die Ortspolizei auch gebührenpflichtig,Verwarnungen ohne Beteiligung des Landes an diesen Ge-buhreneinnahmen vornehmen kann.Der Vorstand behandelte im einzelnen die durch die Notlageder Wirtschaft und durch die Notverordnung des Reichspräsi-deuten für die Verbandsgemeinden geschaffene finanzielleLage und beschloß, die verbandsseitig zu treffenden Maßnah.men, insbesondere die neuerliche Hinwirkung auf eine Ände¬rung des badischen Steuerverteilungsgesetzes und des Stra -hengesetzes (bezüglich der Land- und Kreisstraßenbeitrüge ) .da sonst der finanzielle Zusammenbruch vieler armer Gemein-den nicht mehr verhindert werden kann.

Vom badische« chmchchevk
Der Badische Handwerkstag und der Badische Hanowerks-

kammertag hielten in Karlsruhe Tagungen ab. Für dieDurchführung der Reichshandwerkswoche wurden Richtlinienausgestellt, durch welche die Bildung von örtlichen WerbeauS-
schüffen vorgesehen ist . Eingehend behandelt wurde die Frag «der Frühjahrsveranlagung 1931 . In einer Eingabe an da»Landesfinanzamt sollen die Wünsche des Handwerks niederge¬legt werden.

Zur Frage des Preisabbaues wurde eine Entschließung ein¬stimmig angenommen, welche die Bereitwilligkeit des Hand-Werks ausspricht, wie seither zu seinem Teile an einer gesun¬den Preisgebarung mitzuwirken. Hierbei dürfe nicht über¬
sehen werden, daß in den meisten Handwerkszweigen die Preis «
infolge der großen Konkurrenz und des Austragshungers undder dadurch hervorgerufenen Unterbietungen einzelner , zumTeil kaum die Selbstkosten decken , geschweige denn, daß diesePreise ohne gleichzeitige Senkung der den Preis bestimmendenFaktoren noch «inen schematischen Abbau vertragen könnten.Voraussetzung für einen systematischen Preisabbau sei die
gleichmäßige Senkung der vielfach kartellmäßig gebundenenPreise für Roh- und Halbfabrikate und aller Unkostenfaktoren.Das Handwerk erwartet von den zuständigen Stellen insbe-
sondere Senkung der Steuerlasten und sozialen Lasten, Abbaudes Zwangsschlichtungsverfahrens und der Allgemeinverbind.
lichkeitSerklärung, Senkung der öffentlichen Gebühren und
Herabsetzung der Zinsen.

SMS dev badische« Sttdttstvie
Lohn- und Url ««b»regelung in der Schmnckwarrnindnftrie .

Zwischen dem Arbeitgeberverband und den Metallarbeiterver¬
bänden in Pforzheim ist eine Vereinbarung getroffen worden,
nach der vom 28. Februar an der Tariflohn des gelerntenArbeiters über 26 Jahre , der bisher 84 Reichspfennig betrug,auf 80 Reichspfennig festgesetzt wird ; die übrigen Tariflöhne
ermäßigen sich um den gleichen Prozentsatz. Für das laufende
Jahr Witt» die Hälfte de» tariflichen Urlaubs bezahlt. Die
getroffenen Abmachungen gelten bis zum 31 . Dezember.

Der Rrknrs des Konstanzer Stadtrnts gegen die vom Lau -
deSkommissär auferlegten Zwangssteuern ist vom badischen
Ministerium des Innern als unbegründet verworfen worden.



<£i» »»ti- nall-zichliftischrr Part - iredi»-r
In Zeitungen des badischen Unterlandes war in letzter Zeit

mehrfach in Versammltptgsanzeigen der Rationalsozialtstischrn
»»«Ische» Arbeilerpartr » ein P - ltzeiobrrleninant Jochim als
Redner angegeben. Wie wir von unterrichteter Seite erfah¬
ren. handelt es sich hier einen ehemalige» Polizeibeamten ;tochim ist bereits ,m September 1935 aus dem badischen

taatsdienst an»g«fchi «den .

Pfarrer Eckert klagt gegen de« Obertira >cttrat
Der sozialistische Pfarrer Eckert in Mannheim hat durch

Rechtsanwalt vr . Metz beim Kirchenverwattungsgerichl Klag,
»«gen den Kirchenpräsidenten und den Oberkirchenrat wegen
) »r seine Redefreiheit einschränkenden Anordnungen sowie
wegen der vorläufigen Amtsentsetzung erhoben. Das kirch¬
liche Verwaltungsgericht ist eine erst seit einigen Jahren be-
stehende Einrichtung, die den staatlichen Verwaltungsgericht«.
Höfen nachgebildet ist. Den Vorsitz in ihm führt der Präsident
des Badischen Verwaltungsgerichtshofs , vr . Schneider.

Das Badische Gesetz- und Verordnungsblatt Nr . 8 hat fol¬
genden Inhalt : Verordnungen und Bekanntmachungen : des
Ministers des Innern : Zweite Verordnung zur Änderung der
Verordnung über Lockerung der Zwangswirtschaft für Woh¬
nungen und Geschäftsräume vom 13. Juli 1926 (GVBl .
E . 123) , abgeändert durch die Verordnung vom 11 . Januar
1929 (GVBl. S . 9) ; Neufassung der Verordnung über Locke¬
rung der Zwangswirtschaft für Wohnungen und Geschäfts¬
räume ; über die Festsetzung der gesetzlichen Miete ; Neufas¬
sung der Verordnung über die Festsetzung der gesetzlichen
Miete ; Schweinezählung am 2. März 1931 ; des Justizmini¬
sters : über die Aufhebung der Verordnung , die Dienstvor¬
schriften für die Staatsanwaltschaften betreffend. — Nr . 9
fiat folgenden Inhalt : Gesetz über eine Beteiligung an der
Badischen Bank. Bekanntmachung des Staatsministeriums :
Bürgersteuer.

Papier als Ausschmückungsmaterial
Der Fasching nähert sich seinem Höhepunkte . Mit viel Ge¬

schick werden die Lokale durch Verkleidung der Wände, Säu¬
len , Beleuchtungskörper usw . oder mit Girlanden und Fähn¬
chen stimmungsvoll geschmückt. Erfahrungsgemäß finden da¬
bei , der geringen Kosten halber , bunte Papiere und Pappe oder
billige Stoffe Verwendung, die aber wegen ihrer leichten Ver¬
brennbarkeit einen Gefahrenherd darstellen, der nicht unter¬
schätzt werden darf.

Bei Musik und Tanz steigern sich die Menschen hinein in
den lustigen Faschingstrubel und niemand mehr denkt daran ,
mit Zündholz und Rauchwerk so vorsichtig umzugehen, wie es
die erhöhte Feuersgefahr einer solchen Umgebung erfordert .
Das achtlos nach dem Anzünden einer Zigarette in einen
Knäuel Luftschlangen geworfene Zündholz hat schon oft
schwere Katastrophen, wie wir sie bis in die jüngste Zeit ken¬
nen, heraufbeschworen, oder kleinere Brandfälle , die sich im
Fasching zu hunderten ereignen und nur nicht öffentlich be¬
kannt werden, verursacht. Mit diesem Leichtsinn der Besu¬
cher mutz gerechnet werden, und dieser Umstand macht es den
Veranstaltern , die eine große Verantwortung tragen , zu Gebot
und Pflicht, alle Vorsichtsmaßregeln bei der baulichen Herstel¬
lung von Dekorationen zu beachten und dadurch Brandschä¬
den vorzubeugen. Es sollen nur flammensicheres Papier , das
es im Handel gibt , und schwer entzündbare Stoffe verwendet
werden, um die Sicherheit der Besucher zu gewährleisten und
deren Leben oder Gesundheit nicht zu gefährden.

RmMmpf « im Eobcsseumthrater . Heute 8.30 Uhr ist der vor¬
letzte Tag der internationalen Ringkümpf ». Es finden wiederum3 Enlscheiduitgskätnps ^ statt , außerdem ein Ttierkampf, und zwariverden Wildmann und Kop einzeln versuchen, einen Stier, der
von den Bahnhofwirten Wimmer und Pfister zur Verfügung ge¬stellt wird, auf den Rücken zu zwingen . . Morgen sonntag , 8.30
Uhr , finden alsdann die großen Schlnßkämpfe statt und nach den
-Kämpfen die feierliche Proklamierung der Sieger. Ferner machtdie Direktion darauf aufmerksam , daß es ihr gelnngen ist, für die
Zeit vom 18. bis 28. Februar ei» Wiener Gastspiel zu verpflich¬ten . Von den prominenten Künstlern sind besonders hervorzu¬
heben Margarete Slezak sowie Harrtz Patzer, beide vom Theater»n der Wien . Zur Aufführung gelangt die lustige Koinödie
„Viermal Ehe", Vaudeville in 3 Akten und 6 Bildern von KurtBräuer und Hugo Mener , Musik von Dr. Egon Mettmann. Die
Musik- von vr . Egon Reumann, der selbst am Dirigentenpnltsteht, bringt eine Anzahl neuer Schlager , die in kürzester Zeitüberall zu hören sein werden . Margarete Slezak , der Star
dieser Komödie , hat von ihrem Vater, Kammersänger Leo Sle¬
zak , die herrliche Stimme , das Temparament und die schauspie¬lerischen Mtttel geeerbt und versteht davon gut Gebrauch zumachen. Harry Payer, ebenfalls ein glänzender Schauspielerund Sänger hat die Partner -Rolle von Margarete Slezak mite.

Wetterbericht der Bad. LandeSwettrrwarte , Karlsruhe , von
heute morgen : Von Nordwesten dringen kühlere Luftmafsenpolaren Ursprungs nach Mitteleuropa vor, deren Zufuhr durcheine von Spitzbergen bis zum Mittelmeer sich erstreckendenTiefdruckrinne - begünstigt wird. In unserem Gebiet stehendaher weitere Sckneefällc in Aussickt . Voransiagr : Weitere
Schneefälle.

Wafferstände: Waldshut 218 plus 1, Basel 38 plus 13, Schu-
sterinsel 83 unverändert . Kehl 242 plus 2, Maxau 423 plus 7,Mannheim 338 plus 25, Kaub über 200 Zentimeter .

Wagcnmattn , Holzgroßhanülung und. Sägewerk in Mannheim.Das Unternehmen hat sich aus kleinen Anfängen zu einer derführenden . Firmen im deutschen Holzgroßhvndel entwickelt.Vor etwa 15 Jahren zog sich Wagenmann von der Geschäft»,leitung zurück , nachdem er diese seinen beiden Reffen über-tragen batte . Er wohnte seit 30 Jahren in Schwetzingen undwar als großer Wohltäter bekannt.
bld . Freiburg , 18. Febr . In der gestrigen Sitzung des All¬gemein«« Studentenausschuss«» der Universität Freiburg wurd«von der grotzdeutschen Fraktion und Vertretern der katholischenKorporationen ein Antrag eingebracht, wonach die FreiburgerStudentenschaft sich , hinter die Entschließung der DeutschenStudentenschaft im Falle Gumbel (Heidelberg) stellt . Der Auf-ruf , der unter starkem Beifall verlesen wurde, enthielt scharf«Wendungen gegen Gümbel, dessen Entfernung nicht nur vonder Heidelberger Universität, sondern von allen deutschen Hoch,schulen gefordert wird . Vor der Abstimmung über die An-nähme des Antrages hatte ein Teil der katholischen Fraktionden Sitzungssaal verlassen. Das führende ZentrumsblatiOberbädens , die „Freiburger Tagespost" , schreibt zu der Ab¬stimmung : „Tie hiesige katholische Fraktion setzt sich damit inschärfsten Widerspruch zur Haltung der katholischen Studentenin .Heidelberg, die einen klaren Trennungsstrich zwischen sichund den Machern der Deutschen Studentenschaft gezogen haben(und zwar sowohl die Korporationsstudenten wie die Frei¬studenten) . Man hätte nach den Erklärungen des in Akademi¬kerkreisen geschätzten Abg . vr . Baumgartner und nach derVersammlung im katholischen Vereinshaus eine andere Hal¬tung der Freiburger katholischen Studenten erwartet ."

Sande ! und Wirtschaft
Berliner Devisennotierungen

9tWf9 € Rtw -Wwett
Reue Schneefälle im Schwarzwald

WTB . Freiburg, 14 . Febr. Seit gestern gehen über dem
südlichen Schwarzwald erneut Schneefälle nieder , die wesentlich
ergiebiger sind als zu Anfang der Woche . Die Schneedecke im
Feldbergebirt ist um weiter 20 Zentimeter auf 2 .25 Meter an¬
gewachsen. Auch in der Rheinebene hat sich eine neue Schnee¬
decke gebildet. Durch den starken Schneeniodergang sind mancher¬lei Erschwerungen im Verkehr , namentlich im Hochschwarzwald,unvermeidlich . Bereits auf der Schwarzwaldbahu sind Zugs¬
verspätungen , allerdings noch nicht in größerem Ausmaße, und
Störungen des Telegraphen - und Telefoitverkehrs zwischen Offen,bürg und Hausach entstanden . Sonst hat sich der Verkehr aufder Höllentalbahn und der Dreiseenbahn bis jetzt normal durch¬führen lassen. Auch die Post ist durch den starken Schneefall in
Mitleidenschaft gezogen, da die großen Schneemassen infolge der
Nässe zu Gestangebruch führen, wie beispielsweise im Bezirk Of¬
fenburg bei Herbolzheim .

DZ . Freudenstadt, 14. Febr . Auch im nördlichen Schwarz¬wald bis hinüber zum Rheintal sind gewaltige Schneemafsrn
niedergegangen, so daß der Bahnschlitten in Tätigkeit gesetztwerden mutzte . In den Höhenlagen liegt der Schnee bis lA
Meter hoch.

DZ . Schwetzingen , 13. Febr . Im Alter von nahezu 80 Jahren
ist einer der angesehensten und beliebtesten Schwetzinger Bür¬
ger, Herr Julius Wagenmann , gestorben . Geboren am 4. März
1851 in Sulzburg (Schwarzwatd) kam er in jungen Jahren
nach Mannheim und widmete sich .dort dem Holzhandel. Im
Jahre 1882 gründete er mit dem schon vor längerer Zeit Heim¬
gegangenen Kaufmann Paul Luschka die Firma Luschka &

14 Februar

Amsterdam 100 G.
Kopenhagen100 Kr.
Italien . . 100 L.
London . . 1 Pfd .
New Dork 1 D.
Paris . . . 100 Fr .
Schweiz . . 100 Fr .
Wien 100 Schilling
Prag . . . . 100 Kr.

168.75
112 .42
22 .00
20.421
4.2050
16.474
81 .08
59 .08
12 .443

lötetet
169.08
112.64
22 .04
20.461
4.2130
16.514
81 .24
59.20
12 .463

13. Februar
« riet

168.73
112.45
22.00
20.423
4.2030
16.472
81.10
59.045
12.44

169.07
112 .67
22 .04
20 .463
4.2110
16.572
81 .26
59.165
12 .46

Portlandzrmetttwerkr Heidelberg-Mannheim - Stuttgart AG.Das Jahr 1930 brachte ein wenig befriedigendes Ergebnis. ES
ist eine erhebliche Dividrndrnreduktion beabsichtigt (in den Vor¬
jahren 10 Proz . ) . Der starke Absahrückgang , insbesondere gegenEnde des Jahres , habe, so wird mitgeteilt, die Gesellschaft ge¬zwungen , sämtliche Konzernwerke stillzulegen . Der Zeitpunktder Wiederinbetriebnahme könne noch nicht festgesetzt werden.

i . Benin - Dienstusiisrnen
jeder Art liefert vorechriftsmäßig K .660

Firma J. Holzwarth ,
Karlsruhe , Telephon 103 . Zähringerstraße 112

« taats a nzetsev
Der Minister der Finanzen

und Karlsruhe , 7. Februar 1931.
der Minister des Innern .

Der Bollzug drS 8 7» des Gebäude-
Rr . 10 500. sonderstenergesetzes .

Norm. XXVI -, VI -, XXII ».
Zum Runderlaß vom 17. Juni 1930.

Nr . 9391 und 53 691 .
An die Bezirksämter .

Die Art des Vollzugs von 8 7a des Geväuoe,ouoersieuer -
gesetzes hat Hausbesitzern Grund zu Einwendungen gegeben.
Die Feststellungen bei einigen Gemeinden haben gezeigt, daß
der Begriff „Friedensmiete " nicht überall richtig im Sinne
des Gesetzes . und der dazu ergangenen Weisung ausgelegt
worden ist. lim dem abzuhelfen, sowie um eine Gleichmäßig¬
keit der Veranlagung zu gewährleisten und Härten zu besei¬
tigen, hat das Staatsministerium nunmehr durch Verordnung
vom 26. Januar 1931 (Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 11 )
den Begriff „Friedensmiete " nochmals klargestellt und gleich¬
zeitig bestimmt, in welchen Fällen Erhöhungen der Friedens¬
miete für die Besteuerung nach § 7a des Gebäudesondersteuer¬
gesetzes aus Billigkeitsgründen außer Betracht zu lassen sind .

Damit bleibt der an sich richtige Grundgedanke des 8 7a
des Gesetzes im Interesse einer — vom Standpunkt des ver¬
schieden hohen Gebäudeertrags aus betrachtet — gleichheitlichen
Behandlung der Steuerpflichtigen aufrechterhalten und es wer¬
den nur unbillige Härten beseitigt, wenn die Friedensmiete
wegen baulicher Veränderungen nach dem 1. Juli 1918 erhöht
ist oder wenn — was seit 1926 regelmäßig geschieht — statt
dessen Zusatzmieten nach $ 13a des Reichsmietengesetzes er¬
hoben werden.

Zu der Verordnung sowie zum Vollzug des § 7a im übrigen
wird in Ergänzung deS RunderlaffeS vom 17. Juni 1930
Nr. 9391 und 58 591 im einzelnen folgend«» bemerkt:

I . Z»r v «r»rdn«»».
Vorbemerkung

Durch die Verordnung des StaatSminifteriums vom 26. Ja¬
nuar 1931 ist, — was an sich selbst»«rstündlich ist und wa»
schon durch dr» Rnnderlatz Win 17. Juni 1930 Rr . 9391 »nter
B12 ausdrücklich »orgeschrieben war —, jetzt nochmals klar¬
gestellt , daß als Friedensmiete nach den Bestimmungen de»
§ 7a und de» § 8a Abf . 1 Ziff . 2 des Gebäudesondersteuergesetzes
nur die Friedensmiete im Sinne des „ReichSmirteagesetzesin
der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Februar 1928
(Reichsgesetzblatt I Seite 38)

" und des Gesetzes vom 8. März' 1980 (Reichsgefetzblatt I Seile 32) maßgebend ist ; diese deckt
sich mit der Friedensmiete nach § 3 Absatz 2 Satz 1 des Reichs-
gesetzes über den Geldentwertungsausgleich bei bebauten
Grundstücken in der Faflung der Bekanntmachung vom 1. Juni
1926 ( Reichsgesetzblatt 1 Seite 251) . Die Worte in 8 7« des
Gesetzes : „Die Gebäudesondersteuer . . . . . wird etchöht, wenn
die Friedensmiete , die der Berechnung der zu entrichtende»Miete zugrunde liegt . . .

" stellen lediglich klar, daß, abwei¬
chend von 8 8a Abs . 1 Ziff . 2 des Gesetzes (die nur di« zwangs -
bewfttschafteten Gebäude betrifft ) , die erhöhte Steuer sowohldie zwangsbewirtschafteten, als auch die von der Zwangs¬

wirtschaft befreiten Gebäude und Gebäudeteile erfaßt ; sie be¬
rühren aber im übrigen den Begriff „Friedensmiete " nicht .

Zu Ziffer 1 der Verordnung .
Zu tz 13a .

Hiernach — und zwar nach dem Reichsmietengesetz — giltals Friedensmiete für Gebäude oder Gebäudeteile, die am
1 . Juli 1914 vermietet waren, der Mietzins , der für die mit
diesem Zeitpunkt beginnende Mietzeit vereinbart war . Ge¬
meint ist damit der für diese Mietzeit vereinbarte Mietzins ,über den die Mietvertragsparteien auch wirklich einig gewor¬den waren . Ist etwa von dem im Mietvertrag festgelegten
Mietzins abgewichen worden , so gilt daher nicht der Miet¬
zins nach dem .Mietvertrag , sondern der tatsächlich für die mit
dem 1 Juli 1914 beginnende Mietzeit vereinbarte Mietzinsals Friedensmiete . Wird die Höhe dieses Mietzinses von
einer Partei bestritten, so hat das Mieteinigungsamt auf An¬
trag eines der am Mietvertrag Beteiligten die wirkliche Miete
für den 1 . Juli 1914 als Friedensmiete festzustellen .

Zu 8 18 d.
In allen übrigen Fällen gilt nach dem Reichsmieieugesetzals Friedensmiete die vom Mieteinigungsamt auf Antrageiner Mietvertragspartei nach den am 1 . Juli 1914 orts¬

üblichen Sätzen festgesetzte Friedensmiete. Für diese Fest¬
setzung sind insbesondere die Vorschriften in 8 2 Absatz 4 des
Reichsmietengesetzes maßgebend .

In 8 13 d der Verordnung sind die wichtigsten Fälle aus¬
gezählt, in denen das Mieteinigungsamt die Friedensmiete
nach den am 1 . Juli 1914 ortsüblichen Sätzen für die Zweckedes MietverhMrnsses zwischen Vermieter und Mieter nach 8 2
deS Reichsmietengesetzes festzusetzcn hat.

1. Zu 8 13 b Ziffer 1. Zu den hier genainiten Gebäuden
oder Gebäudeteilen gehören nicht nur Mietgebäude oder Miet¬
wohnungen, die am 1 . Juli 1914 ganz oder teilweise leer ge¬
standen haben, sondern auch solche Gebäude oder Gebäude¬
teile, die zu diesem Zeitpunkt vom Eigentümer selbst benutztwaren und erst nach dem 1 . Juli 1914 vermietet worden sind .

2. Z« 8 13 d Ziffer 2. Eine Feststellung der Höhe der fürden 1 . Juli 1914 maßgebenden Miete wird vielfach dann nicht
mehr möglich sein , wenn der für diesen Zeitpunkt gültige Miet¬
vertrag nicht mehr vorhanden ist .

3. Z» 8 13 d Ziffer 3. Daß di« Aufzählung der hiernacher¬
forderlichen „besonderen Gründe" nicht . erschöpfend ist. kommt
in dem Worte „insbesondere" zum Ausdruck .

Die Vermietung zu besonders niederem Preis kommt viel¬
fach bei Vermietung an Verwandte, bei Werkwohnungen und
bei langfristigen Mietverträgen , di« Vermietung zu besonders
hohem Preis bei kurzfristigen Mietverträgen vor.

») Zu 8 13d Ziffer 3 ». „Erhebliche " Veränderungender Gegend oder der Verkehrsverhältnisse liegen z . B . vor:
einerseits bei Entstehung von Industrie in einer bisher länd¬
lichen Gegend sowie bei Ausschließung durch neue Straßenoder Bahnlinien , anderseits bei Verschiebung des Hauptver¬kehrs- oder Geschäftslebens von einem Stadtteile tiach einemandern .

d> Z« 8 13 b Ziffer 3 d. Eine Verwendung zu „wesent¬lich " anderen Zwecken ist u. a. gegeben, wenn eine Wohnung
nach dem 1 . Juli 1914 zu geschäftlichen oder gewerblichen
Zwecken, statt -zu Wohnzwecken verwendet wird.c) Zu 8 13 d Ziffer 3 e. . Teilung vermieteter Wohnungenliegt auch vor , wenn aus bisher zu diesen Wohnungen ge¬

hörigen Mansardenrätimen eine selbständige Wobnuna ae-bildet worden ist.
4 . Zu 8 13 b Ziffer 4 und 5. Die hier genauiile erheb¬liche bauliche Veränderung , z. B . der Umbau von Räumen,der Einbau einer « ammelheizung,, einer elektrischen Licht- oder

Entwässerungsanlage usw . , bezieht sich sowohl auf Gebäudeoder Gebäudeteile , die am 1 . Juli 1914 vorhanden waren, al«
auch auf solche, die nach dem 1 . Juli 1914, aber vor dem
2 . Juli 1918 bezugsfertig geworden sind. Bauveränderungen,die nicht als „erheblich " im Sinne des Reichsmietengesetze »
gelten, z. B . Legen neuer Fußböden, Einbau einer Türe , Tei-
lung eines Zimmers usw . , bleiben außer Betracht.

Der Begriff der erheblichen Bauveränderungett im Sinn «der Ziffern 4 und 5 ist derselbe ; die trotzdem vorgenommene
Trennung der Vorschriften mit dem 1 . Juli 1918 als zeitliche
Grenze erfolgte lediglich mit Rücksicht auf die Bestimmung in
8 13 c der Verordnung , die nur bauliche Veränderungen nachdein 1. Juli 1918 betrifft .

Für Neubauten oder durch Um - oder Einbauten neu ge¬
schaffene Gebäudeteile , die nach dem 1 . Juli 1918 bezugs¬
fertig geworden sind , scheidet nach 8 *6 Absatz 1 des Reichs¬
mietengesetzes die Festsetzung einer Friedensmiete ohnehinaus . Das gleiche gilt für die Fälle, in denen Zusatzmietenint Sinne von 8 13 a des Reichsmietengesetzes erhoben wer¬
den .

5. Zu 8 13 b Absatz 1 im zanzrn . Welcher Mietzins al»
ortsüblich anzusehen ist, bestimmt sich nach den Vorschriften
voit 8 2 Absatz 4 Satz 3 und 4 des Reichsmieiengesetzes . Da-
ttach ist als ortsüblich der Mietzins anzusehen , der für die mit
dem 1 . Juli 1914 beginnende Zeit in der Gemeinde für Räume
gleicher Art und Lage regelmäßig vereinbart war. Bei Bau¬
ten, deren Fertigstellung in der Zeit vom 1. Juli 1914 bi»
zum 30 . Juni 1918 erfolgte, hat das Mieteinigungsamt di«
Friedensmiete in der Höhe festzusetzen, welch« den gegen di«
Friedenszeit erhöhten Baukosten entspricht .

Beim Zusammentreffen mehrerer Voraussetzungen de»
8 13 d Absatz 1 sind sämtliche Voraussetzungen bei Festsetzung
der Friedensmiete zu berücksichtigen.

Wenn versncht werden ist. den 8 2 Absatz 4 de« Rrichsmietrn -
gesetzeS f, anzuwenden , als ob die . in diesem Paragraph stehend««
(oben besonders unierstrichrnrn) Worte „aus brsondrrrn Gründe »,
in außergewöhnlichem Umfang " «nd Erheblich" »der „wesentlich"
nicht in dem 8 2 deS RrichSmietrngrfrtzrS stehen würden, f» kan»
das nicht gebilligt werden . Wenn z. B . die genannten ^beson¬
deren Gründe " nicht nachweisbar sind , so ist die Folge nicht di«,
.daß auf diesen Nachweis verzichtet und gegebenenfalls z. B. doH
die Friedensmiete höher festgesetzt wird, sondern umgekehrt die,
daß wegen des fehlenden Nachweises die Friedensmiete nickt höher
festgesetzt werden darf.

6. Z« 8 13 b Absatz 2.
Ist die Friedensmiete in den Fällen des 8 13 d Aosatz 1 der

Verordnung nicht durch das Mieteinigungsamt festgesetzt , sondern
auf Grund der Voraussetzungen des 8 13 b Absatz 1 der Ver¬
ordnung nach dem 1. Juli 1914 zwischen den Vertragsparteien
»ereinbart worden , so ist diese vereinbarte Friedensmiete auch
für die erhöhte Gebäudesondersteuer , und zwar so lange maß¬
gebend , biL sie durch das Mieteinigungsamtanders festgesetzt wird.
Dabei ist zu beachten, daß an Stelle der am 1. Juli 1914 in Gel,
tung gewesenen Friedensmieten nicht die orrrinbarirn Friedens»
mieten schkrchllst«, sondern nur diejenigen Verembanmgen für di«



Besteuerung matzgebetck fink, l»eiche auf Grund von Voraus-
fttzungendes $ 13 b Absatz 1 der Verordnung Getroffen wurden.Liegt weder eine Festsetzung der FeiedensmieK durch da» Miel»
eimgungSamt noch eine derartige von den Vertragsparteien ver¬einbarte Friedensmiete vor und ist auch die FMetzung der Frie¬densmiete beim MietemigungSamtwcht beantragt, so ist, wiederumunter de« Voraussetzungen de» 8 13 b Absatz 1, die Gemeiud»an Stelle de» Mieteinigungsamt» befugt, ein« angemessene Frie -den»« iete selbst zu bilden .

7. « n § II b int ganzen .
Die vereinbarten Frichensmiekn , Ke den Bestunmunaeu de»

Reichsmieteugesetze » entsprechen, sowie die vom MieteinlgnngS-amt auf Grund de» Reichem iekngesetzes festgesetzten cker von derGemeinde gebildete» Friedensmkten gelten unbesch,-det der Vor¬
schrift in § 13 c der Verordnung auch für die Steuererhöhung»ach 8 7 » de» Gebäudesondersteuergesetze ». Eine Ermittelungder Friedensmiete durch Rückrechaung der gezenwärtige» Mieteauf KriedenSmirte ist nur « -glich , fowett die gesetzliche Miete
erhoben wird . Bei nicht mehr zwangsbewirtschafteten Gebäuden
dagegen gibt e» mietrechtlich keine FriedenSmiete mehr; da dieFriedensmiete bi» zur Lockerung der Zwangswirtschaftaber auchfür diese Gebäude bestand und Geltung hatte , mutz fie für steuer¬liche Zwecke — gegebenenfalls durch die Gemeinde — au» denfrüheren Feststellungen entsprechend dem 8 18 b Absatz 1 der Ver¬ordnung ermittelt werden.

Zu § 13c .
Danach bleiben Erhöhungen der Friedensmiet « für Gebäudeoder Gebäudeteile, soweit fie «och dem 1. Juli 1918 in erheblicherWeise baulich verändert worden sind, aus BiüigKitsgründen fürdie Besteuerung nach § 7 a des Gesetze» außer Betracht. Zur An¬

wendung dieser Vorschrift ist jedoch, abweichend von 8 24 Absatz 2der Vollzugsverordnung , nicht erforderlich , daß dieser Steuernach-
latz gleichzeitig in den persönlichen und wirtschaftlichen Verhält¬nissen begründet ist. Dieser Steuernachlaß wird ferner bereits beider Veranlagung und nicht erst bei .der Steuererhebung berück¬
sichtigt . Auch bezieht sich dieser Rachlatz nicht nur auf Friedens¬mieten, die vom Mieteinigungsamt nach 8 13 b Absatz 1 der Ver¬
ordnung festgesetzt, sondern auch auf Friedensmiete«, die imDinne de» 8 13 b Absatz 2 der Verordnung zwischen den Ver¬
tragsparteien vereinbart oder durch die Gemeinde gebildet wor¬den find.

All« Ifeieen Erhöhungen der Friedensmiete sowie sämtlicheMioderungeo derselbe«, die nach de« ReichS« iete»gefrtz zulässigsink stob dagegen bei der Veranlagung nach 8 7 » de» Gebände-
s»nd«rsteuergesetzes zu berücksichtigen.Da Znsatzmieten im Sinne des 8 13 a des Reichsmietengesetzesonht als Bestandteil der Friedensmiete gelten, können fie, weilfür die Veranlagung nach 8 7 a des Gebäudesondersteuergesetzesnur die Friedensmiete selbst von Bedeutung ist, für die Besteu¬erung nicht in Betracht gezogen werden . Hierauf habe ich schonin meinem Runderlaß vom 17. Juni 1630 unter BI 9 hin¬gewiesen .

Z« Ziffer 2 der « rrordnung. Die Vorschriften über die Frie -densmiete nach den 88 13 a und 13 b finden gemäß der Änderungde» 8 18 der VollzuKverordnung auch bei der Durchführung der
Besttmmung de» 8 8 » Absatz 1 Ziffer 2 des Gebäudesondersteuer¬gesetzes entsprechende Anwendung. Die Vorschrift de» § 13 c der
Verordnung kommt jedoch hier nicht in Betracht, weil es sich in18 c ausschließlich um Erhöhungen der Friedensmiete oder um'

öhungen der Miete durch Zusatzmieten handelt .
II . Im übrigen.

1 . Der Steuerwert, der stets in Wechselwirkung mit der Ver¬
änderung der Friedensmiete steht , wird von der Verordnungnicht berührt. Es gelten daher di« Ausführungen hierüberim Runderlatz vom 17. Juni 1830 Nr . 8361 und 53831 auch
westerhin . Die Bedeutung de» Steuerwerts für die Ausfüh¬

rung de» 8 7 » — aber auch für die allgemeine Gebäude¬
sondersteuer — wird jedoch dadurch eingeschränkt , datz nichtall« Archerungen der Friedensmiete auch zu einer Änderungdes Steuerwerts führen, wie auch umgekehrt Änderungen de»
Steuerwerts nicht immer eine Änderung der Friedensmietevoraussehen.

Abgesehen von den hierbei möglichen Abweichungen zwi¬
schen Steuerwert und Friedensmiete mutz sich die "FriedenS-
miete stets auf das gebäudesondersteuerpflichtige Gebäude
oder den gebäudesoudersteuerpflichtigen Gebäudeteil beschrän¬ken ; etwaige nach 8 3 Abs . 2 Ziff . 1 der BollzugSverordnungaus diesem Wert auSgeschiedene Grundstücke such daher mit
dem auf sie entfallenden Anteil an der Friedensmiete auchvon dieser abzusetzen.

ü. Die Veranlagung nach 8 7 a des Gebäudesondersteuergesetzes
ist nunmehr gemäß den Bestimmungen der Verordnung des
Staatsministeriums und den vorstehend hierzu gegebenen
Erläuterungen in ollen Fällen nochmals nachzuprüfea und
zwar von Amt» wegen. Diese Nachprüfungvon 8ml » wegenhat iuSbesondere in den Fälle» de» 8 IS c der Berardnnug(bauliche Veränderungen, Zusatzmiete «) zu erfolgen. Dabei
ist mit den Pflichtigenerneut zu verhandeln , falls das Nötigenicht amtskundig oder aus dem vorhandenen Material ohneweiteres feststellbar ist. Gegebenenfalls ist die Friedensmietedurch die Gemeinde neu zu bilden. Die Nachprüfungbei der
Durchführung der Veranlagung ist insbesondere nach der
Richtung vorzunehmen, ob bisher die Vorschriftende» Reichs¬
mietengesetzes überall richtig angewandt worden find sowohl
hinsichtlich der besondere« Voraussetzungen, die allein nad)
§ 13 b der Verordnung zu einer Änderung der Friedens ,miete berechtigen, als auch bezüglich der Behandlung der
Zusatzmieten . Ein besonderes Augenmerk ist dabei auf die
Fälle zu richten, in welchen bauliche Veränderungen imSinne des § 13 c zu einer Erhöhung der Friedensmiete ge¬führt haben, die insoweit jetzt für die erhöhte Besteuerungauszuscheiden sind. Der Abschluß der Veranlagung ist nach¬
drücklich zu fördern und tunlichst zu beschleunigen .8. Die Steuer ist nach Durchführung der Nachprüfung alsbaldanzufordern. Dabei ist möglichst baldige Zahlung von etwaeinem Drittel der inzwischen fälllg gewordenen Rückstände zuverlangen. Für den bereits fällig gewordenen Rest der Rück'
stände kann auf Antrag angemessene , - inSlose Stundung und
Ratenzahlung bewilligt werden; die Ratenzahlungen sollenneben der laufenden Steuer spätestens in einem halben Jahrgeleistet sein .

4. Die Rachweisungr « über die Ergebnisse der Veranlagung sindentsprechend der Vorschrift in Abschnitt 8 l Ziffer 6 des
RuiiderlaffeS vom 17. Juni 1830 bi- zum 31. März 1931
oorzulegen . In die Nachweisungen ist auch di« Zahl derTreuerfälle nach 8 7 a des Gesetzes aufzunehmen. Nach den
Ergebnissen der Vorlage wird müh die Änderung de» für den
Wohnungsbau bestimmten Hundertsatzes nach 8 12 Absatz 2des Gebäudesondersteuergesetzes geprüft und der Hundert¬satz gegebenenfalls neu festgesetzt werden . Bereit» vorgelegteNachweisungen sind zutreffendenfalls nach dem Ergebnis der
Nachprüfung richtig zu stellen .Die Gemeinden sind alsbald zu verständigen . Di« hierzuerforderlichen Abdrucke liegen bei.

Schmitt . I . Wittemann.

Sammlung der Gebrechlichen »
verbände 1931 .Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 15. Februar1917 über Wohlfahrtspflege und der badischen Bollzugsverord-

nung hierzu vom 24. Februar 1917 wird der Arbeitsgemein¬schaft Bad. Gebrechlichenverbände, nämlich des Bar . Krüppel¬fürsorgevereins , des Bad. Blindenvereins und des Vereins fürbadische Taubstumme die Erlaubnis erteilt , im Lande Badenam Sonntag , den 20. April 1981, eine Stratzensammlung und

während einer Woche unmittelbar vor oder nach diesem Taoeine Sammlung von Haus zu Hau» zugunsten ihrer sahungz,mäßigen Aufgaben zu verarsstalten.
Karlsruhe , den 13. Februar 1931.

Der Riuifter de» Innern
I . Wittemann

Vevsoneüev DM
Ernennungen , Versetzungen, Zurruhesetzungen usly

der planmäßigen Beamte »
Au» dem Bereich des StaatsministeriumS

Ernannt :
Ministerialrat Dt Albert Jung im Ministerium des I ».nein und Oberlandesgerichtsrat Ganter zu Mitgliedern des

Kompetenzgerichtshofs.
Justizministerium

Ernannt :
Oberstaatsanwalt Edmund Mickel in Mannheim zum Land-

gerichtsdirektvr daselbst . Erster Staatsanwalt Adolf von Hoferin Pforzheim zum Oberstaatsanwalt in Waldshut , Land-
gerichtsrat Dt Adolf Nebel in Mannheim zum Ersten Staats¬anwalt in Pforzheim , Amtsgerichtsrat Hans von Krankender,«nd Ludwigsbors in Mannheim zum Landgerichtsrat daselbst,Staatsanwalt Hermann Schmitz in Mannheim zum Amts¬
gerichtsrat daselbst , GerichtSaffeflor Josef Bader au » Löffingenzum Justtzrat in St . Blasien, Justizassistent Josef Metzerbeim Notariat Offenburg z im Justizsekretär .

Versetzt :
Oberstaatsanwalt Emil Brettle in Waldshut nach Mann¬

heim, Justizobersekretär Erwin Weidinger beim AmtsgerichtKarlsruhe zum Landgericht daselbst .
Entlasse« auf Antrag :

Justizrat Dt Ernst Weil in Breiten , Kanzlistin MariaJungmann beim Notariat Mannheim .
Übertritt in de» Ruhestand kraft Gesetze» :

Gerichtsverwalter Friedrich Beutel beim Amtsgericht Mann¬
heim auf 1. April 1931, Justizoberinspektor Paul Hock beim
Landgericht Konstanz, KanzleisÄkretärJosef Hohn beim Amts¬
gericht Karlsruhe und Obergerichtsvollzieher Thomas Thomannbeim Amtsgericht Emmendingen auf 1. Mai 1931,

vieipla» vo« 17.—22. Februar 1931 .
Im Landestheater :

Dienstag , 17. Februar : Außer Miete : Fastnacht- Kabarett .19.30—22 .30 (9 Mt ) .
Mittwoch, 18 .Februar . Anläßlich des 150 . Todestages von

Lessing , tzr E 13. Neu einstudiert : Emilia Galottt . 20—22.30
(5 Mt ).

Donnerstag , 19. Februar : * D 18 (Donnerstagmiete ) Th.»
»J'.cjh. 301—400 . Die Hugenotten. Große Over von Meyer«5, ; r . 19 bis nach 22 (7 Ml ).

Freitag . 20. Februar : Volksbühne: Febuarvorstellung : Das
Nachtlager in Granada . Oper von Konradin Kreutzer. 19 .30bis 21.80 (7 Ml ) .
Der 4. Rang ist für den allgemeinen Verkauf freigehalten.Samstag , 81. Februar : * A 16 Th .-Gem. I S . Gr . Zu«
erstenmal : Sturm i« Wasserglas. Komödie von Bruno
Frank . 20—22 (5 M ) .

Sonntag , 22. Februar : Nachmittags : Meine Schwester und
ich. Operette in zwei Akten und einem Vor- und Nachspiel
nach Berr und Berneuil von Robert Blum . Gesangstext«und Musik von Ralph Beitzkh 15—17.46 (3,50 Mi ) .Abends: * G 16 Th .-Gem. 1—100 . Die verkaufte Braut .
Komische Oper von Smetana . 19.30—22 (8 Ml ) .su ■

Badische
Kommunale Landesbank

Girozentrale
0öffentliche Bank - und Pfandbriefanstalt

Manubel « Karlsruhe
Auguata - Anlage 33/41 Karl- Friedrich. Straße t

Freiburg
Friodrich »trage 39

Besorgung aller bankmäßigen Geschäfte
Gewährung von Hypotheken

Ä.512

An unserer elektrotechnischen Abteilung ist eine
planmäßige

fteofeffoetttfteUe
für Elektrotechnik zu besetzen.

Besoldung zunächst nach Gruppe Aid bä Bad .
> es -Ochnnng vom 24. II . 28. K-976

Bedingungen : Abgeschlossene Hochschulbildung und
« chrjährigeJudustriepraxisin verantworütchenStellun -
gen . Bevorzugt werden Herren mit Erfahrung im
Prüffeld, Laboratorium und in Kernmeld«- und Hoch¬
frequenztechnik .

Bewerbungen mit Lebenslauf , Lichtblld , Zeugnisab¬
schriften und Angabe von Referenzen find bis spätestens
145. März 1931 zu richten an dar

Sek . SdGMsssPch n» i« i
Karlsrnhe l B ., Roltkestratze 9.

Kinlüdu«-.
Die Herren Mitglieder der Badischen Anwalts»

lummer werden zur

au ;
Sonntag, de» 22. gebrnar 1931» »„ mittags 1« Uhr,

in das Justtzgebäude zu Karlsruhe , Han » Thoma-
ftratze, (Schwurgerichtssaali ergebenst eingeladen.Die vom Vorstand zu stellende Rechnung liegt fürdte Kammermitgkieder während einer Woche vor der
Versammlung auf demAnwaltsztmmer ebendaselbstauf .Die Einladung wird in der „Badischen Rechtspraxis"
uud dem «Badischen Staatsanzeiger * vom 15. Januar1931 «nd vo« IS. Februar 1931 veröffentlicht.

Die lokalen Anwaltsvereine werden ersucht , die
Herren Kollegen ihres Bezirks außerdem noch besonderseinzuladen (8 6 G .O .).

Im Anschluß an die Versammlung gemeinsames ,Mittagessen.
Karlsruhe , den 20. Dezember 1930 .

Der Verstand der Badssche« Anwaltska« n>rr :
Dt . Dietz , Vorsitzender .

Tagesordnung :
1 . Bericht des Vorsitzenden über di« Tätigkeit des

Vorstands in der Zeit vom 1 . Januar bis 31 . De¬
zember 1930 .

3. Rechnungslegung.3. Entlastung des Vorstandes.4. Bewilligung von 6000,— M zur Unterstützungvon badischen Rechtsanwälten und deren Hinter¬bliebenen.
5. Festsetzung des Jahresbeitrag » zur Kammerkaffefür 1931 nach Maßgabe der Beschlüsse der ordent¬

lichen Kammerversammlungen vom 24. Februar1929 und vom 2 . Februar 1930 (mit 30, —, 60,—,90, —, 120,— und 200, — M für die fünf Ein¬
kommenstufen bis 3000, — , 6000, — , 12000,—,20000,— süm und über 20000 . — stS Gesamtein¬kommen ).

6. Vorstandswahlen :
Ersatzwahl für bk restliche Wahlperiode de» am2. August 1930 verstorbenen VorstandsmitgliedesDr . Ludwig Haas , Karlsruhe , für die Zeit von1930- 1934 (ß 44 Abs. 3 RAO ).7 . Vortrag der Kollegen Dr . Fürst , Heidelberg undDr . Herrn. Ebertsheim, Mannheim über da»
Thema : „Reform der Rechtsanwaltsordnung " .8. Verschiedenes . .8 .875

Lieferung i. Aratzenle«
Mj> AWitbttnnM
DkBadische Wasser- «nd

Sttaßendaudirektion in
Karlsruhe vergibt gemäß
Verordnung des Finanz -
Ministerium» über das
Verdingungswesen vom 20.
Januar 1928 in öffent¬
lichem Wettbewerb die Lie¬
ferung von etwa 4600 t
Straßenteer ohne und mit
Bitumenzusatz und rund
200 t Bitumen . R294 .

Die Verdingungsunter¬
lagen können von uns ge¬
gen Voreinsendung von
1 Ml bezogen werden.

Angebote mit der Auf- l

schrist .Zeer - und Bitu -
menlkferuug 1931" find
verschlossen und portofrei
bei uns einzureichen.

Eröftnungstermin : Mitt¬
woch . den 4. März 1931,
vorLittag » 9 Uhr.
Karlsruhe , 18. Febr . 1931.
Badische Wasser- und
Straßendaudirektio «.

R . 293. » rnchsal. Über
das Vermögen des Ednard
Albrecht , Schuhmachermei¬
ster in Langenbrücken,
wurde am 11. Februar
1931, nachmittags 5 Uhr,
das Vergleichsverfahren

zur Abwendung des Kon -
l kurses eröffnet . Bankdirek-

tor a . D . Stein in Bruch-
! fal wurde zur Vertrauens .
' Person bestellt. Termin zur
Verhandlung über den
Vergleichsvorschlag wird

bestimmt auf Donnerstag ,den 12. März 1931, vor¬
mittags 9 Uhr , vor das

Amtsgericht Bruchsal,
1 . Stock, Zimmer Nr . 8.
Der Antrag auf Eröff¬
nung des Vergleichsver¬
fahrens nebst seinen An¬
lagen und das Ergebnis
der Ermittelungen sind auf
der Geschäftsstelle, Zimmer
Nr. 15, zur Einsicht der Be¬
teiligten niedergelegt.

Bruchsal, 11 . Febr . 1631.
Amtsgericht IV , Geschäfts¬

stelle.

A.449 . Karlsruhe . Über
das Vermögen des Ott»
Appel , Schokoladengeschäft
in Karlsruhe , Kaiserstr.182,
wurde heute nachmittag 6
UhrKonkurs eröffnet. Kon¬
kursverwalter ist Rechtsan»
wall Dt Bürke in Karls¬
ruhe, Lammstr. 11 . Kon¬
kursforderungen sind bis
zum 1. März 1931 beim
Gerichte anzumelden. Ter¬
min zur Wahl eines Ver»
walters , eines Gläubiger¬
ausschusses , zur Entschlie¬
ßung über die in 8 132
der Konkursordnung be-
zeichneten Gegenstände und
zur Prüfung der angemel¬
deten Forderungen ist am
Dienstag , de» 19. März
1931, vormittag» 9 Uhr,

vor dem AmtsgerichtKarls¬
ruhe. Akademiestr. 4, drit¬
ter Stock , Zimmer Rr . 234.
Wer Gegenstände der Kon¬
kursmasse besitzt oder zur
Masse etwas schuldet, darf
nicht» mehr an den Ge¬
meinschuldner. leisten. Der
Besitz der Sache und ein
Anspruch auf abgesonderte
Befriedigung daraus ist
dem Ko->ku -»Verwalter bis
1 . März 1931 anzuzetgen.

Karlsruhe , den 11 . Februar
1931. Geschäftsstelle des
Amtsgericht A 10.

8 .450 . Karlsruhe . Über
das Vermögen der Firma
Eugen Rüger, Fahrrad - u.
Motorrad -Großhandlung

in Karlsruhe , Inhaber
Eugen Rüger, Mechaniker
in Karlsruhe , Rüppurrer
Str . 20, wurde heute nach¬
mittag 5% Uhr, Konkurs
eröffnet. Konkursverwalter
ist beeidigter Bücherrevrsor
Karl .Nagel in Karlsruhe ,
Akademiestr . 43. Konkurs¬
forderungen sind bis zum
31. März 1931 beim Ge¬
richte anzumelden. Termin
zur Wahl eines Verwal¬
ters , eines Gläubigeraus¬
schusses, zur Entschließung
über die in 8 132 der Kon¬
kursordnung bezeichneten
Gegenständ« ist am : Frei¬
tag» den 6. März 1931,
nachmittags 4)4 Uhr. und
zur Prüfung der angemel¬
deten Forderungen am :
Freitag , de« 10.April 1931,
nachmittags 4 )4 Uhr, vor
dem Amtsgericht Karls¬
ruhe, Akademiestraß« 8,

1. Stock, Zimmer Rr . 40.Wer Gegenstände der Kon¬
kursmasse besitzt oder zur
Masse etwas schuldet, darf
nichts mehr an den Ge-
meinschuldner leisten. Der
Besitz der Sache und ein
Anspruch auf abgesonderte
Befriedigung daraus ist
dem Konkursverwalter bis
31. März 1931 anzuzeigen.
Karlsruhe , den 11 . Febr .
1931 . Geschäftsstelle des
Amtsgerichts A 9.

8 .451 . Karlsruhe . Das
Vergleichsverfahren über
da» Vermögen des Schuh-
Hanfe» Münzer , Inhaber
Klara Attschüler Witwe in
Karlsruhe Schützenstr. 17,wurde, nach Bestätigung

des Vergleichs von heute,
aufgehoben. Die für di«
Schuldnerin bei Eröffnungdes Verfahrens angeord¬
nete Berfügungsbeschrän-
kung verliert für die Zu¬
kunft ihre Kraft . Karls¬
ruhe , 11 . Febimar 1981,
Geschäftsstelle de» Amt»,
gerlcht» A 4 .

Sonntag , den 15. Febr . 1931
Nachmittag»

Künstlerische Leitung :
Dr . Waag

Musikalische Leitung :
Alle Kapellmeister

Einstudierung der Tänze :
Harald Josef Fürstenau

Ansager : Felix Baumbach
Mitwirkende :

Das gesamte Personal
Anfang 15 « nd« 1*

Preise 1—8 JM
Abend »

MtnaA 'MMtt
Künstlerische Leitung :

Dr . Waag
Musikalische Leitung :

Alle Kapellmeister
Einstudierung der Tänze :
Hmmld Josef Fürstenau

Ansager : Felix Baumbach
Mitwirkende :

Da » gesamte Personal
Anfang Iss End« 22

Preise (1—9 Mit

Mo 16. 2 . FastnachttKa-
barett Die . 17 .2 . Fastnacht-

Kabarett .
Druck G. Braun , Karlsruhe .
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